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Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Zuckersteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

§ 9 des Zuckersteuergesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. August 1959 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 645), zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Änderung strafrechtlicher Vorschriften der 
Reichsabgabenordnung und anderer Gesetze vom 
10. August 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 877), wird wie 
folgt geändert: 

1. In Absatz 1 Nr. 2 werden nach den Worten „zur 
weiteren Verarbeitung" ein Beistrich und dahin- 
ter die Worte „zur Lagerung oder zum Ab- 
packen" eingefügt. 

2. Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 einge- 
fügt: 

„(2) Im übrigen darf Zucker, der von der Ein- 
fuhr- und Vorratsstelle für Zucker als Interven- 
tionsstelle auf Grund des Artikels 9 Abs. 1 der 
Verordnung Nr. 1009/67/EWG des Rates vom 
18. Dezember 1967 (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. 308/1 vom 18. Dezember 
1967) in der jeweils geltenden Fassung gekauft 
worden ist, unter Steueraufsicht unversteuert aus 
einem Herstellungsbetrieb in ein unter Steuer- 
aufsicht stehendes Lager (Interventionslager) 
verbracht werden. In diesem Falle entsteht die 
Steuerschuld mit der Entfernung des Zuckers aus 
dem Herstellungsbetrieb bedingt. Sie geht mit 
der Aufnahme des Zuckers in ein Interventions- 
lager auf die Einfuhr- und Vorratsstelle für 
Zucker über. Aus diesem Lager darf der Zucker 
unter Steueraufsicht unversteuert ausgeführt, in 
einen Herstellungsbetrieb oder in ein anderes 
Interventionslager verbracht oder zu steuerbe- 
günstigten Verwendungszwecken abgegeben 


werden. Die Steuerschuld fällt weg, wenn der 
Zucker ordnungsmäßig ausgeführt oder in einen 
Herstellungsbetrieb verbracht worden ist oder 
wenn er untergeht. Die Steuerschuld bleibt be- 
dingt, wenn der Zucker in ein anderes Inter- 
ventionslager verbracht wird. Wird der Zucker 
zur steuerbegünstigten Verwendung ordnungs- 
mäßig an eine andere Person abgegeben, so geht 
die Steuerschuld auf den Erwerber über. In allen 
anderen Fällen wird die Steuerschuld mit der 
Entfernung des Zuckers aus dem Lager unbe- 
dingt. Die Einfuhr- und Vorrratsstelle für Zucker 
hat die Zuckermengen, für die die Steuerschuld 
in einem Monat unbedingt geworden ist, bis zum 
fünften Tage des nächsten Monats der Zollstelle 
zur Steuerfestsetzung schriftlich anzumelden und 
die Steuer bis zum letzten Werktag des nächsten 
Monats zu entrichten; Zahlungsaufschub ist unzu- 
lässig. Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung Bestimmun- 
gen über das anzuwendende Verfahren zu erlas- 
sen." 

3. Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Absätze 
3 und 4. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 Nr. 1 

Es besteht schon seit längerer Zeit ein wirtschaft- 
liches Bedürfnis dafür, Zucker unversteuert auch 
zur Lagerung und zum Abpacken in einen Herstel- 
lungsbetrieb zu verbringen. Diesem wirtschaftlichen 
Bedürfnis kann dadurch Rechnung getragen werden, 
daß in § 9 Abs. 1 Nr. 2 des Zuckersteuergesetzes 
nach den Worten „zur weiteren Verarbeitung“ ein 
Beistrich und dahinter die Worte „zur Lagerung 
oder zum Abpacken" eingefügt werden. Hierdurch 
werden einmal die Inhaber der Zuckerherstellungs- 
betriebe in die Lage versetzt, Zucker zwischen ihren 
Herstellungsbetrieben — insbesondere zur bessere- 
ren Ausnutzung der Kapazität der fabrikeigenen 
Lagerräume — - auch zur Lagerung unversteuert ver- 
senden zu dürfen, bevor sie Zucker wegen Mangels 
an fabrikeigenem Lagerraum unter Inanspruch- 
nahme von Steuerstundung aus ihren Betrieben 
auslagern. Zum anderen wird hierdurch auch die 
Möglichkeit eröffnet, eingeführten Zucker zum Ab- 
packen unversteuert in Herstellungsbetriebe zu ver- 
bringen, in denen die hierfür erforderlichen Vor- 
richtungen vorhanden sind. Einer Änderung der 
§§11 und 12 der Durchführungsbestimmungen zum 
Zuckersteuergesetz bedarf es nicht. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Die Einfuhr- und Vorratsstelle für Zucker (EVSt) 
ist nach Artikel 9 Abs. 1 der Verordnung Nr. 1009/ 
67/EWG des Rates vom 18. Dezember 1967 (Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308/1 
vom 18. Dezember 1967) verpflichtet, den ihr ange- 
botenen Zucker zum Interventionspreis zu kaufen. 
Da die Zuckerfabriken in der Regel nicht in der 
Lage sind, diesen Zucker noch länger in ihren Lager- 
räumen aufzubewahren, muß er von der EVSt an- 
derenorts gelagert werden, bis über seine endgül- 


tige Verwendung entschieden worden ist. Die Ent- 
fernung des Zuckers aus der Zuckerfabrik hat aber 
nach den geltenden Vorschriften in §§ 4, 6 und 7 
des Zuckersteuergesetzes zur Folge, daß der Inha- 
ber der Zuckerfabrik die Zuckersteuer entrichten 
muß. Diese Steuer stellt er daher der EVSt neben 
dem Interventionspreis besonders in Rechnung. Da 
die Mittel für die Entrichtung des Kaufpreises durch 
die EVSt zum überwiegenden Teil durch Kredite 
aufgebracht werden müssen, entstehen auch für den 
Betrag der Zuckersteuer entsprechende Kosten. Sie 
werden vom Einzelplan 10 getragen. 

Durch die Ergänzung des § 9 des Zuckersteuergeset- 
zes soll in den vorliegenden Fällen die Entrichtung 
der Zuckersteuer solange hinausgeschoben werden, 
bis über die endgültige Verwendung des Zuckers 
entschieden worden ist. Dabei soll der Zucker, der 
ausgeführt oder zu steuerbegünstigten Verwen- 
dungszwecken abgegeben wird, steuerfrei bleiben 
und mit der Zuckersteuer nur der Zucker belastet 
werden, der von der EVSt im Geltungsbereich des 
Zuckersteuergesetzes zur menschlichen Ernährung 
abgesetzt wird. 

Hierdurch werden die für den Ankauf des Zuckers 
erforderlichen Mittel um die Zuckersteuer vermin- 
dert und der Kostenaufwand entsprechend verrin- 
gert. Die Kostenersparnis kann auf jährlich eine 
halbe Million DM geschätzt werden. 


Zu Artikel 2 

Artikel 2 enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 

Das Gesetz soll wegen seiner Eilbedürftigkeit am 
Tage nach der Verkündung in Kraft treten. 
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